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Wien. In Österreich hat die interes-
sierte Öffentlichkeit praktisch
kaum eine Chance, die genauen
Rechtsstandards in grundrechts-
sensiblen Bereichen – wie zum Bei-
spiel Haft- und Hausdurchsu-
chungsrecht – zu erfahren. 

Die mittlerweile berühmte Ent-
scheidung des Oberlandesgerichts
Wien zur Hausdurchsuchung beim
BVT, der nunmehrigen Direktion
für Staatsschutz und Nachrichten-
dienst, ist nicht öffentlich zugäng-
lich. Weitgehend unbekannt ist
ebenfalls, wie Delikte aus dem Zu-
ständigkeitsbereich des Einzelrich-
ters (§ 31 Abs 4 Strafprozessord-
nung – StPO) in der Praxis
ausgelegt und bestraft werden. 

Seltene Ausnahmen

Die Rechtsstandards in diesen Be-
reichen schaffen die Oberlandesge-
richte, da der „ordentliche“ Instan-
zenzug hier „nur“ bis zum
Oberlandesgericht geht (§ 33 Abs 1
StPO). Es gibt in Österreich zwar
kein Richterrecht wie in England,
faktisch sind die Entscheidungen
der Oberinstanz aber insofern bin-
dend, als die Unterinstanz bei ab-
weichender Rechtsauffassung des
Oberlandesgerichts mit großer
Wahrscheinlichkeit die Aufhebung
ihrer Entscheidung riskiert.

Nur Richter, Staatsanwälte und
der Apparat des Justizministeriums
haben über ein justizeigenes Intra-
net uneingeschränkten Zugriff auf
alle Entscheidungen der Oberlan-
desgerichte. Vor allem das größte
und für die WKStA zuständige
Oberlandesgericht Wien veröffent-
licht seine Entscheidungen im on-
line allgemein zugänglichen
Rechtsinformationssystem (RIS)
äußerst selten. Dabei ordnet § 48a
Gerichtsorganisationsgesetz

(GOG) ausdrücklich an, rechtskräf-
tige Entscheidungen „nach Maßga-
be der personellen und techni-
schen Voraussetzungen“ im RIS
zugänglich zu machen. 

Man kann derzeit im RIS unter
der Rubrik „Strafrecht“ rund 445
Entscheidungen der Oberlandes-
gerichte und circa 35.638 Entschei-
dungen des Obersten Gerichtshofs
abrufen. Der Oberste Gerichtshof
veröffentlicht mehr Entscheidun-
gen als die vier Oberlandesgerichte
(Wien, Linz, Graz, Innsbruck) zu-
sammen! 

Die Landesverwaltungsgerichte
schaffen es, ihre Entscheidungen
en masse zu anonymisieren und zu
veröffentlichen. Seit ihrer Grün-
dung im Jahr 2014 haben neun Lan-
desverwaltungsgerichte insgesamt
circa 35.375 Entscheidungen veröf-
fentlicht. Im Zeitalter der auf einem
Sprachmodell basierenden künstli-
chen Intelligenz klingt der Einwand
fehlender Ressourcen wenig über-
zeugend. 

Unter dem äußerst einge-
schränkten Zugang zu OLG-Ent-

scheidungen leiden allen voran die
Beschuldigtenrechte. Ohne pro-
funde Kenntnisse der Judikatur
kann der Verteidiger bzw. der Be-
schuldigte weder die Erfolgsaus-
sichten eines Rechtsmittels seriös
einschätzen noch eine vernünftige
Verteidigungsstrategie entwickeln.
Die Schwierigkeiten für die Vertei-
digung beginnen schon beim
Klientengespräch, wenn es um die
Erklärung der Urteile geht, da die
Gerichte in ihren Begründungen
oft die Entscheidungen der Ober-
landesgerichte zitieren, die nicht
im RIS abgerufen werden können. 

Vorsprung für Justizinsider

Da die Staatsanwälte durch den ex-
klusiven Zugang zum justizinter-
nen Intranet einen riesigen Infor-
mationsvorsprung vor der Vertei-
digung haben, ist das Strafver-
fahren durch eine systembedingte
Waffenungleichheit geprägt und
daher unfair. 

Für die Veröffentlichung der
OLG-Entscheidungen in Strafsa-
chen muss man nicht auf das Infor-

mationsfreiheitsgesetz warten.
Stattdessen ermächtigt § 48b GOG
die Justizministerin schon jetzt
ausdrücklich, die Aufbereitung der
Entscheidungen durch Rechtssatz-
bildung anzuordnen. 

Ob die Gerichtsentscheidungen
veröffentlicht werden, ist also nicht
die Sache der unabhängigen Rich-
ter, sondern der monokratischen
Justizverwaltung. Hier hat somit
die Justizministerin das Sagen. Eine
ministerielle Weisung und der ge-
zielte Einsatz vorhandener und im
neuen Budget zusätzlicher Res-
sourcen könnten die Sache sofort in
Bewegung bringen. Die Grünen
setzen sich zumindest deklarato-
risch für die Transparenz und die
Informationsfreiheit ein. Seit drei
Jahren kontrollieren sie das Justiz-
ministerium. 

Es wäre höchste Zeit, die Veröf-
fentlichung aller Entscheidungen
der Oberlandesgerichte in Strafsa-
chen zu veranlassen.

Dr. Szymon Świderski ist Rechtsanwalt bei
Leitner Law in Wien.

OGH und Oberlandesgericht Wien sind im selben Haus, der Zugang zu Entscheidungen ist ganz unterschiedlich. [Clemens Fabry]

Geben Sie Infofreiheit, Frau Zadić!
Gastkommentar.

Zugang zu allen
Entscheidungen der
Oberlandesgerichte
wäre für die Praxis
wichtig, steht aber
nicht offen. 

VON SZYMON ŚWIDERSKI 

Einsteiger der Woche

S pezialisiert auf Finanz- und
Wirtschaftsstrafrecht, hat

Rechtsanwalt Daniel Wagner kürz-
lich seine eigene Kanzlei in Wien er-
öffnet. Seine Karriere startete Da-
niel Wagner als Konzipient bei dem
Präsidenten der Wiener Rechtsan-
waltskammer, Universitätsprofes-
sorMichael Rohregger, wo er unter
anderem namhafte Wirtschafts-
strafmandate betreute.

Events der Woche

M itte Oktober lud Business Cir-
cle zum 27. Jahresforum für

Unternehmensrecht unter der fach-
lichen Gesamtleitung von CERHA
HEMPEL Managing Partner Cle-
mens Hasenauer nach Rust. Erst-
malig fand der „NEXTGen“-Fokus-
tag für „Young Talents“ der nächs-
ten Generation statt. Die Closing
Session stand unter dem aktuellen
Thema „Künstliche Intelligenz“.
Der Einladung von Clemens Hase-
nauer folgten unter anderem die

ExpertInnen Universitätsprofessor
Nikolaus Forgó, Universität Wien,
Jeannette Gorzala, jogo legal, Eu-
ropean AI Forum, sowie Universi-
tätsprofessorWolfgang Zankl, Uni-
versität Wien.

E nde Oktober überreichten Vize-
präsident & Editor-in-Chief Fa-

bio König-Bachmann und Co-Edi-
tor Hannes Frei, beide von ELSA

Austria, in Brüssel dem Vizepräsi-
denten des Europäischen Parla-
ments,OthmarKaras,die8.Auflage
der „ELSA Austria Law Review“
zum Thema „The Rule of Law in
Austria and the European Union“.
MitderErmöglichungvonstudenti-
schen Publikationen setzt der Stu-
dierendenverein ELSA Austria ein
Zeichen für demokratische und
rechtsstaatliche Werte.

Deals der Woche

E nde Oktober wurde Philipp
Wolm als Präsident der Vereini-

gung Österreichischer Strafvertei-
digerInnen angelobt. Er übernimmt
den Vorsitz von Branchengröße
Manfred Ainedter, der zahlreiche
Prominente zu seinen Mandanten
zählt. Philipp Wolm ist seit 2014
Partner der Kanzlei Kollmann

Wolm Rechtsanwälte, die eine der
größten auf Strafrecht spezialisier-
ten Kanzleien in Österreich ist und
Klienten bundesweit in allen In-
stanzen vertritt.

D ie Kanzlei Stadler Völkel
RechtsanwältehatdasStart-up

money:care bei der Unternehmens-
gründung sowie dem anschließen-
den Launch beraten. Mithilfe der
KI-gestützten Plattform setzt das
Unternehmen neue Maßstäbe für
transparentes und nachhaltiges In-
vestieren. Das Team unter Führung
des Partners Urim Bajrami bestand
unter anderem aus Rechtsanwältin
Jacqueline Bichler und Rechtsan-
waltsanwärter Philip Plaute.

Branchen-News aus der Welt des Rechts

Daniel Wagner hat eine Kanzlei in
Wien gegründet. [Beigestellt]

LEGAL § PEOPLE

Philipp Wolm übernimmt den Vorsitz
von Manfred Ainedter. [Beigestellt]
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CERHA HEMPEL Managing Partner
Clemens Hasenauer. [Thomas Magyar|Fotodesign]

Wien. Knappe drei Monate noch,
dann muss die Straße wieder
verschwunden sein. Die Rede ist
nicht von einer Umkehr in der
Bodenversiegelung im großen
Stil. Vielmehr geht es um den
Rückbau einer 233 Meter langen
Straße in einem niederösterrei-
chischen Wald.

Die in der ersten Jahreshälf-
te 2022 errichtete Fahrbahn ist
3,5 bis 5,5 Meter breit und mit
Bodenaushubmaterial – Erde,
Fels, Schotter und Spuren von
Baurestmassen – ausgeführt.
Nach dem Planieren wurde sie
noch gerade abgezogen und ge-
walzt. Der Weg kann ganzjährig
mit Autos und Traktoren befah-
ren werden und führt aus dem
Wald zum öffentlichen Ver-
kehrsnetz. Für Lkw ist die Fahr-
bahn nicht tragfähig genug.

Eine forstrechtliche Anmel-
dung oder gar Bewilligung liegt
nicht vor. Die Bezirkshaupt-
mannschaft Horn ordnete des-
halb den Rückbau der Straße an.
Das Landesverwaltungsgericht
bestätigte diesen Bescheid: Die
Bewirtschaftung des Waldes sei
auch mit den vorhandenen „Rü-
ckegassen“ (zum Ziehen von ge-
schlägerten Bäumen) möglich,
der breite Weg sei eine „Überer-
schließung“. Das aufgeschüttete
Material sei so weit verdichtet,
dass der Straßenkörper ganz-
jährig mit Kraftfahrzeugen be-
fahren werden könne; der Weg
sei auf der ganzen Länge derart
befestigt, dass es sich um eine
Forststraße im Sinn des Forstge-
setzes handle. Und diese müsse
entfernt werden.

Der solcherart Verpflichtete
trat dem Auftrag mit dem Argu-
ment entgegen, dass die Fahr-
bahn der Benützung durch Lkw
nicht standhalten würde. Wie
nun der Verwaltungsgerichtshof
bestätigt hat, tut dies der „Befes-
tigung“ der Straße aber keinen
Abbruch (Ra 2023/10/0393).
Die außerordentliche Revision
wurde zurückgewiesen, die
Straße muss weg. (kom)

Straßenrückbau
mitten im Wald
angeordnet
Forststraße erwies sich als
„Übererschließung“ des 
Waldes und gehört entfernt.


